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Ihre Frage Unsere Antwort 
 

Nichtdiskriminierung: Artikel 3 und AGG  

Wie wollen Sie Art. 3, Abs. 3 GG 

ergänzen, um ausdrücklichen Schutz für 

LSBTI zu verankern sowie das AGG 

ausbauen und wirksamer gestalten 

(Einbeziehung staatlichen Handelns, 

Stärkung der Antidiskriminierungsstelle, 

Verbandsklagerecht, Aufhebung der 

Ausnahmeregelungen für 

Religionsgemeinschaften)? 

Menschen sollen unabhängig von ihrer 

sexuellen Identität frei und sicher leben können 

– mit gleichen Rechten und Pflichten. Das 

Diskriminierungsverbot wegen der 

geschlechtlichen und sexuellen Identität werden 

wir in Art. 3 Abs. 3 GG aufnehmen. Das 

fordern wir seit 2011, und wir werden weiterhin 

dafür kämpfen, die entsprechenden 

parlamentarischen Mehrheiten hierfür zu 

bekommen. Hinsichtlich des Allgemeinen 

Gleichbehandlungsgesetzes (AGG) sind wir der 

festen Überzeugung, dass dieses wichtige 

Gesetz einer Reform bedarf, um u.a. bisherige 

Schutzlücken zu schließen. 

Regenbogenfamilien  

Wie wollen Sie die Vielfalt der 

Regenbogenfamilien (Zwei-Mütter-

Familien, Zwei-Väter-Familien, 

Mehrelternfamilien oder Familien mit 

trans* oder inter* Eltern) abstammungs- 

und familienrechtlich absichern, die 

Kinder von Regenbogenfamilien und die 

gesellschaftliche Akzeptanz stärken? 

Familie ist da, wo Kinder sind! Wir setzen uns 

ein für gleiche Rechte von 

gleichgeschlechtlichen Partner*innen in der 

Ehe, insbesondere bei Adoptionen. Um diesem 

Grundsatz gerecht zu werden, wollen wir auch 

ein modernes Abstammungsrecht. Hierbei gilt 

es, die gesellschaftliche Realität auch in diesem 

Bereich rechtssicher nachzuvollziehen. Unsere 

Vorstellung, was das vor allem für queere 

Eltern bedeutet, waren in der zu Ende gehenden 

Legislaturperiode leider nicht in Einklang zu 

bringen mit der ablehnenden Haltung der CDU 

und CSU. Vor allem beim Thema 

Mitmutterschaft gab es kein Entgegenkommen. 

Ein modernes Abstammungsrecht ohne 

Mitmutterschaft ist für uns aber nicht denkbar. 

Deshalb haben wir das Thema erneut als 

Forderung für die kommende Legislaturperiode 

in unser Wahlprogramm aufgenommen. Wir 

sind froh, dass wir in den kommenden Jahren 

auf die wertvolle Vorarbeit für ein gutes Gesetz 

zurückgreifen können. Dafür hoffen und 

werben wir jetzt für die nötigen politischen 

Mehrheiten im kommenden Bundestag. 

Trans* und inter* Menschen  



 

Wie wollen Sie die Selbstbestimmung von 

trans* & inter* Menschen rechtlich 

sicherstellen (hinsichtlich Abschaffung 

des Transsexuellengesetzes, 

Voraussetzungen und Altersgrenze für 

Vornamens- und Personenstandsänderung, 

ein Verfahren für trans* & inter* 

Menschen, Standesamt oder Gericht)? 

Wir wollen, dass künftig kein Gericht mehr 

über die Anpassung des Personenstandes 

entscheiden soll. Psychologische Gutachten zur 

Feststellung der Geschlechtsidentität werden 

wir abschaffen. Jeder Mensch sollte selbst über 

sein Leben bestimmen können. Wir wollen, 

dass trans-, inter- und nicht binäre Menschen 

im Recht gleich behandelt werden, deshalb 

werden wir das Transsexuellengesetz 

reformieren. 

Hasskriminalität  

Wie wollen Sie Hasskriminalität gegen 

LSBTI wirksam bekämpfen (bundesweiter 

Aktionsplan zu Prävention und 

Bekämpfung, Berufung einer 

Expert*innenkommission, Benennung 

LSBTI-feindlicher Motive in §46 und 

§130 StGB, Sensibilisierung Polizei & 

Justiz, bessere Erfassung und Forschung 

zu Dunkelfeld)? 

Die Statistiken zeigen leider, dass es auch in 

Deutschland erhebliche Probleme mit 

Hasskriminalität gegen LSBTIQ* gibt. Fälle 

von physischer und psychischer Gewalt sind 

noch immer Alltag und die Dunkelziffer ist 

hoch. Wir wissen, dass aus Scham und Angst 

vor einem unfreiwilligen Coming Out oder 

davor, nicht ernst genommen zu werden, sich 

die Opfer zu selten bei den Behörden melden. 

Auch am Arbeitsplatz sind viele Menschen 

nicht geoutet, weil sie Probleme mit dem 

Arbeitgeber oder den Kolleg*innen fürchten. 

Deshalb fordern wir in unserem 

Zukunftsprogramm einen nationalen 

Aktionsplan gegen Homo-, Bi-, Trans- und 

Interphobie und Gewalt gegen LSBTIQ*. Dazu 

gehört auch eine weitere Sensibilisierung auf 

Seiten der Sicherheitsbehörden und der Justiz. 

Wir wollen, dass homophob motivierte 

Kriminalität besser erkannt und geahndet wird 

sowie die Taten besser statistisch erfasst 

werden. Bei Hass motivierten Straftaten, zu 

denen wir auch Homophobie und 

Transfeindlichkeit zählen, muss bei der 

Abwägung der Strafzumessung des § 46 Abs. 2 

S. 2 StGB erschwerend berücksichtigen 

werden.  

LSBTI-Menschenrechtsverteidiger*innen 

stärken 
 

Wie wollen Sie in 

Entwicklungszusammenarbeit und 

Auswärtiger Politik das LSBTI-

Inklusionskonzept sowie die Yogyakarta-

Prinzipien +10 umsetzen, LSBTI-

Menschenrechtsverteidiger*innen stärken, 

die EU-LSBTI-Gleichstellungsstrategie 

unterstützen und die Rechte von LSBTI 

z.B. in Polen & Ungarn stärken? 

Die SPD will, dass die Achtung, der Schutz und 

die Gewährleistung der Menschenrechte von 

queeren Menschen integraler Bestandteil der 

deutschen auswärtigen Politik und 

Entwicklungszusammenarbeit ist. Dafür haben 

wir uns in der Bundesregierung mit 

Außenminister Heiko Maas eingesetzt und 

konnten hierfür im März 2021 einen wichtigen 

Schritt vorwärts machen: Im engen Austausch 



 

mit dem LSVD Personen der Zivilgesellschaft 

wurde ein Konzept für die Inklusion von 

lesbischen, schwulen, bisexuellen, trans- und 

intergeschlechtlichen Menschen für die 

Auswärtige Politik und 

Entwicklungszusammenarbeit erarbeitet, 

welches am 3. März 2021 vom Bundeskabinett 

verabschiedet wurde. Damit konnten wir 

erreichen, dass Deutschland sich verpflichtet, 

dass die Menschenrechte von queeren Personen 

zum integralen Teil der auswärtigen Politik und 

Entwicklungszusammenarbeit gemacht wird. 

Wir freuen uns über diesen wichtigen 

Fortschritt und werden mit aller Kraft weiter 

dafür streiten, dass die 29 Yogyakarta-

Prinzipien 15 Jahre weiter die Ausrichtung 

nicht nur der deutschen Politik bestimmen, 

sondern wir auch die Einflussmöglichkeiten 

nutzen, sie weltweit stärker zu r Geltung zu 

bringen. Die schwieriger gewordene 

Menschenrechtslage queerer Personen zeigt uns 

die Wichtigkeit, in den Bemühungen nicht 

nachzulassen. 

Auf europäischer Ebene unterstützt die SPD die 

Strategie der EU-Kommission zur 

Gleichstellung von LSBTIQ*, denn die 

Europäische Union ist mehr als nur ein 

Wirtschaftsraum, sie ist eine 

Wertegemeinschaft. Die Charta der 

Grundrechte der Europäischen Union ist der 

Maßstab, dem sich die Mitgliedsstaaten 

verpflichtet haben. Gemeinsam mit der 

sozialdemokratischen Parteienfamilie in Europa 

setzt sich die SPD für die Rechte von LSBTIQ* 

ein. 

LSBTI-inklusive Flüchtlingspolitik  

Wie wollen Sie eine 

menschenrechtskonforme, LSBTI-

inklusive Flüchtlingspolitik umsetzen 

(faire, kultursensible Asylverfahren, 

Zugang zu Information und unabhängiger 

Rechtsberatung, Gewaltschutz bei 

Unterbringung, keine Abschiebung in 

Verfolgerstaaten, LSBTI-Themen in 

Sprach-/Integrationskursen)? 

Für die Aufnahme von Schutzsuchenden und 

damit auch für die Begleitung, Beratung und 

den Schutz queerer Personen sind in erster 

Linie die aufnehmenden Länder und 

Kommunen zuständig. Wir begrüßen es sehr, 

dass es in fast allen Bundesländern und in 

vielen Kommunen Konzepte für die 

Unterbringung und Begleitung besonders 

schutzbedürftiger Personengruppen unter den 

Asylsuchenden entwickelt. In der 

zurückliegenden Legislaturperiode wurden von 

Seiten des Bundes bauliche Schutzmaßnahmen 



 

für schutzbedürftige Personengruppen in den 

Flüchtlingsunterkünften gefördert. Die 

„Mindeststandards zum Schutz von Kindern, 

Jugendlichen und Frauen in 

Flüchtlingsunterkünften“ wurden 

zwischenzeitlich ergänzt durch Standards 

speziell zur Gruppe schutzsuchender LSBTIQ. 

Zudem wollen wir dafür sorgen, dass das 

zuständige Bundesamt für Migration und 

Flüchtlinge ein faires und rechtsstaatliches 

Verfahren garantiert. Spätestens mit dem 

EuGH-Urteil von 2013 ist klar, dass die 

sexuelle Identität als Fluchtgrund anerkannt ist. 

Die existierenden Leitsätze für die 

Asylentscheider dürfen nicht nur auf dem 

Papier stehen, sondern müssen sich in der 

Entscheidungspraxis des Bundesamtes 

widerspiegeln. Das gilt in allen Verfahren. 

Insbesondere und selbstverständlich gilt es 

Verfassungsrechtsprechung einzuhalten, die es 

untersagt, Asylsuchende bei Nachforschungen 

faktisch zu outen. Uns ist weiterhin eine 

geschlechtergerechte Unterbringung in 

Flüchtlingsunterkünften sehr wichtig und 

wollen auch alleinreisende Frauen, 

Schwangere, Frauen mit Kindern und auch 

schutzsuchende queere Menschen besonders 

schützen. 

Nationalen Aktionsplan zur Akzeptanz 

von LSBTI 
 

Wie wollen Sie einen Nationalen 

Aktionsplan zur Akzeptanz von LSBTI 

mit klaren, zeitlich definierten 

Zielvereinbarungen, Selbstverpflichtungen 

staatlicher Stellen und Haushaltsmitteln 

auflegen, LSBTI-Demokratie-Projekte auf 

Bundesebene absichern, Bildung und 

Arbeit gegen Rechtsextremismus stärken? 

Zu Recht stellt der Nationale Aktionsplan 

gegen Rassismus fest, dass vielfältigen 

gesellschaftlichen Herausforderungen und 

Fragestellungen im Bereich sexueller und 

geschlechtlicher Vielfalt einer 

ressortübergreifenden Herangehensweise 

bedürfen. Wir haben dafür gesorgt, dass der 

Aktionspaln um die Bereiche Homophobie und 

antihomosexuelle Gewalt erweitert worden ist. 

Zudem hat das SPD-geführte 

Bundesfamilienministerium mit seiner Strategie 

zum Schutz und Akzeptanz von 

geschlechtlicher Vielfalt, einen zusätzlichen 

Aktionsplan zum Schutz und zur Akzeptanz 

gleichgeschlechtlicher Lebensweisen und 

geschlechtlicher Vielfalt als ein taugliches 

„passendes Instrument“ begrüßt. 



 

Wir haben in der Bundesregierung dafür 

gesorgt, dass über das Bundesprogramm 

„Demokratie leben!“ erstmalig ein eigenes 

Kompetenznetzwerk im Themenfeld 

Homosexuellen- und Trans*feindlichkeit 

gefördert wird. Das Netzwerk wird vom 

Lesben- und Schwulenverband Deutschland 

e.V. (LSVD), der Bundesvereinigung Trans* 

e.V. (BVT*) und der Stiftung Akademie 

Waldschlösschen gebildet. Mit einem 

Demokratiefördergesetz (das zuletzt am 

Widerstand der Union scheiterte) wollen wir 

auch und besonders diese wertvolle Arbeit 

dauerhaft absichern. 

LSBTI-inklusive Gesundheitsversorgung  

Wie wollen Sie die diskriminierenden 

Blutspendeverbote für „MSM“ und Trans* 

aufheben, einen LSBTI-

Gesundheitsbericht auflegen, das 

Krankheitsrisiko Diskriminierung 

angehen, für LSBTI-inklusive 

Gesundheitsversorgung sorgen sowie 

einen Rettungsschirm für Corona-bedrohte 

LSBTI-Infrastruktur spannen? 

Der zwölfmonatige Ausschluss homosexueller 

Männer von der Blutspende ist diskriminierend 

und nicht haltbar. In unserem 

Zukunftsprogramm zur Bundestagswahl 

kündigen wir entsprechend an, dass wir darauf 

hinwirken werden, dass die diskriminierende 

Richtlinie der Bundesärztekammer zur 

Blutspende abgeschafft wird. Darüber hinaus 

wollen wir ein LSBTI-inklusives 

Gesundheitssystem. Die Inititative der WHO 

bezüglich eines nationalen LSBTI-

Geunsheitsberichts nehmen wir ernst. Deshalb 

begrüßen wir die Gesundheitsberichterstattung 

zur gesundheitliche Lage von lesbischen, 

schwulen, bisexuellen sowie trans- und 

intergeschlechtlichen Menschen des Bundes 

von 2020. Für uns ist eine regelmäßige 

Berichterstattung sehr gut vorstellbar und 

passte in unsere Vorstellung eines integrativen 

Gesundheitssystems.  

 


